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1. Einleitung
- zeitliche Einordnung:

1803: Bayern noch kein geschlossenes Staatsgebiet, uneinheitliche Rechtverhältnisse, kleinere weltliche Fürstentümer
1803: Reichsdeputationshauptschluss

1805: Territorialgewinne (Friede von Brünn 10.12.1805 und Pressburg 26.12.1805)

1.1.1806: Erhebung Bayerns zum Königreich

12.7.1806: Rheinbundakte

Gründung des Rheinbunds unter dem Protektorat Frankreichs:
16 vertragsschließende  Mitglieder

Verfassungsbestrebungen in Bayern (auch Baden, Württemberg) zur Abwehr und Einschränkung des französischen Einflusses

2. Konstitution von 1808 (Provisorium)

2.1 Entstehungshintergrund
- Grundlegung des modernen bayerischen Staates durch Montgelas Reformen

→ Kodifikation der Erneuerungen in einem Verfassungswerk

- Notwendigkeit einer einheitlichen Gesetzesgrundlage für Alt- und Neubayern 
→ Zusammenschmelzen der Gebiete

- wachsende Staatsverschuldung

- Minderung des Einflusses einzelner Fürsten zugunsten des Königs

- Festigung der bayerischen Souveränität gegenüber Frankreich (Verhinderung der Einführung des Code Napoleon)

- veränderte Staatsauffassung des Volks (Forderung nach Mitsprache und Grundrechten)
→ Beseitigung der alten Landstände

→ Neustrukturierung des Herrschaftssystems auf Grundlage einer Konstitution
- Vorlage: Verfassung des Königreichs Westfalens (15.11.1807)

2.2 Inhalt

-  6 Titeln, unterteilt in 45 Paragraphen aufgeteilt

(Hauptbestimmungen, vom königlichen Hause, von der Verwaltung des Reichs, von der Nationalrepräsentation, von der Justiz, vom Militärstande)
- Präambel: Gleichheitsrechte der Bürger 

- Katalog bürgerlicher Grundrechte und Freiheiten 
(Gleichheit vor dem Gesetz, gleiche Besteuerung, Garantie einer leistungsfähigen Verwaltung und einer unabhängigen Justiz, Zusicherung von Toleranz und konfessioneller Parität, Meinungs- und Pressefreiheit für das Volk, Schutz des Eigentums, allgemeine Wehrpflicht)
- Versprechen der Einrichtung einer Nationalrepräsentation 
(- Beteiligung abhängig vom Steuersatz

 - begrenzte Kompetenzen: alleinige Gesetzesinitiative des Königs)

→ keine Verwirklichung der Nationalrepräsentation

2.3 Bedeutung

- Zusammenfassung der Reformen

- klare Kompetenzabgrenzung Volk – Staat

- Bindung des Monarchen an die Konstitution

- Verhindern eines Eingreifen Frankreichs in innere Angelegenheiten

- als Edikt verkündetes Provisorium (nicht vollständig realisiert)

- Grundlage für die Verfassung von 1818
3. Die Verfassung von 1818

3.1 Entstehung

3.1.1 Einflussfaktoren:


- Beseitigung von Mängeln der Konstitution von 1808

- Wiener Kongress (1814/ 15)


- Anbruch eines neuen Zeitalters: Befreiungskriege, Romantik und

   der Einfluss des Kronprinzen Ludwig

- Erlass der Charte Constitutionelle in Frankreich

3.1.2 Das königliche Reskript vom 17. 09. 1814

- Grundlage: von Montgelas verfasste Leitsätze und Überlegungen hinsichtlich einer

  Verfassungsrevision (14.9.1814)

→ Machterhalt des Staates nur möglich bei Berücksichtigung der Forderungen des

     Volkes  

- Rahmensetzung für die Ausgestaltung der neuen Verfassung durch den König:



- Grundlage: Konstitution von 1808



  (Beseitigung von Mängeln, Bildung einer Nationalrepräsentation,



  Übernahme des Grundrechtskatalogs, u.a. Aufhebung der Adelsprivilegien

  und der Leibeigenschaft, Fixierung und Ablösbarkeit der Scharwerke,
  gleiche Zugangschancen für alle Bürger zu Staatsämtern)
- Vorgaben über Modifikationen hinsichtlich der Bestimmungen über das 
   königliche Haus und die Verwaltung

- Richtlinien für die zu bildende Nationalrepräsentation (bzgl.

   Zusammensetzung und Kompetenzen)

- Anordnung zur Bildung einer Verfassungskommission (15 Mitglieder; davon 7 aus altem landsässigen Adel, 8 aus bürgerlichen Familien)für die Überarbeitung der Konstitution
3.1.3 Verfassungsberatungen 1814/ 15

- in 22 Sitzungen Erarbeitung eines ersten neuen Verfassungsentwurfes  

- Kritik des liberalen Lagers an den Vorgaben 

- Streitpunkt: Ausschluss der Grundholden vom passiven Wahlrecht. 



-  ausreichende Repräsentation der Grundholden durch deren Grundherren;

   mangelnde Fähigkeit zur politischen Mitsprache (Montgelas)





↕


- keine Garantie einer angemessenen und ausgeglichenen Vertretung;


ungerechtfertigte Degradierung der Grundholden (Lerchenfeld)

→ Durchsetzung des Ausschlusses der Grundholden vom passiven Wahlrecht (→
    Abstimmung i.S. des kgl. Reskripts)

- grundsätzlich aktives Wahlrecht der Grundholden, aber Auswahl des Königs aus 3

   gewählten Abgeordneten (Terna-Vorschlag)

- Kompetenzbereich der beiden Kammern

- Kritik der Liberalen
- ausschließliches Initiativrecht des Königs zur
  Gesetzessänderung,





- alleinige Vorgabe der Beratungsinhalte durch den

  König

- Steuerbewilligungsrecht nur für direkte Steuern (keine

   Mitsprachebefugnis bei Aufnahme von neuen

   Staatsschulden) 
- fehlende Berechtigung zur Überprüfung der

   Verwendungszwecke der Staatsgelder





- Behandlung von Verfassungsbeschwerden nur seitens 






   der 1. Kammer (Kammer der Reichsräte)






- ungenaue Regelung der Beamtenverantwortlichkeit
→ keine Durchsetzung der liberalen Forderungen (→ Abstimmung i.S. des kgl.

    Reskripts)

- Einigkeit über Stellung des Adels:

- Gleichstellung des Adels hinsichtlich der Beteiligung an den Staatslasten,

 den Zugangschancen zu Staatsämtern 
- keine Bevorzugung des Adels in der Nationalrepräsentation 

- dennoch Zugeständnisse (Wiedereinführung des besonderen Gerichtsstandes,

   Militäreinstieg als Kadetten, besondere Behandlung in Polizei- und

   Gerichtsangelegenheiten, Befugnis zur Siegelmäßigkeit, Bildung von

   Fideikommissen)
→ keine tatsächliche Erfüllung des Gleichheitsgrundsatzes
- Zugeständnisse auch für das Bürgertum (Siegelmäßigkeit, besonderer Gerichtsstand,  

   Bevorzugung beim Militär für Beamte)
- Uneinigkeit bzgl. des Lehenswesens (völlige Abschaffung ↔ Fortbestand gemäß des

  Lehensedikts 1808)

- 14.2.1815: Abschlussbericht mit 1. Entwurf einer zukünftigen Verfassung 
3.1.4 Bemerkungen des Kronprinzen Ludwig

- Kritik an Formuliertem, Verweise Unzulänglichkeiten, Ergänzungen als wichtige Grundlage

   für Verfassungsentwicklung

- Forderung einer stärkeren Position der Stände 

- Ausdehnung des Steuerbewilligungsrechts

- Initiativrecht der Kammern für Verfassungsänderungen

- kein genereller Ausschluss der Grundholden vom passiven Wahlrecht

  (Steuersimplum 7 Gulden 30 Kreuzer)

- Zugang zu Militär- und Zivilämtern auch für nicht gebürtige Bayern

- Ausdehnung der Pressefreiheit nach Vorbild Großbritanniens 

- Abtretung von Eigentum nur nach Mehrheitsbeschluss der Kammern

- Aufsicht über das Stiftungsgut durch die Regierung

- Hauptziel der Verfassung: freiheitliche und freisinnige Gewährung der Rechte des Volkes 
  als Voraussetzung eines mächtigen, vom Volk getragenen Staates
→ Bemerkungen i.S. der Liberalen
→ Unterschätzung der Reichweite und Wirkung seiner Vorschläge

    (monarchisches Prinzip ↔ selbständiges, selbstbewusstes Volk)

 3.1.5 Frühes Scheitern erneuter Verfassungsberatungen 1815

- kurze erneute Beratungen im Frühjahr 1815

- Beendigung wg.
- außen- und innenpolitischen Schwierigkeiten




- ständige Abwesenheit des Königs




- dringende finanzielle Probleme




- Erkrankung Montgelas
3.1.6 Bedeutung Montgelas für die Verfassungsarbeit
- grundlegende Leitsätze für eine Verfassung 

- Bildung eines Parlaments eher als unumgängliche Konsequenz der Zeit (keine liberale

   Entwicklung)

→ Umgestaltung durch die Regierung

- Hinauszögern der Verfassungsarbeit: mangelnde Reife der Bürger zur politischen

   Mitbestimmung

- Verhinderung der Wiedereinführung der alten Landstände

→ Herausbildung des 2-Kammer-Systems bedingt durch äußere Umstände (keine innere

     Überzeugung)

→ absichtliches Hinauszögern der Verfassungsarbeit

3.1.7 Wiederaufnahme der Verfassungsberatungen 1817/ 18
- königliche Verordnung vom 16.2.1818:  Beginn neuer Beratungen basierend auf

- Verfassungsentwurf von 1814/15 

- Minderheitsvoten der vorausgegangenen Sitzungen 

- Bemerkungen des Kronprinzen Ludwigs von 1815 

- 36 Sitzungen (März bis Mai)

- Verkündigung der Verfassung am 26.5.1818
Gründe:
- Einfluss Metternichs (Rückkehr zum alten Ständesystem),

des deutschen Bundes (Einflussnahme auf die Verfassungsgestaltung der Länder durch allgemeine Leitsätze)

- Das Konkordat von 1817

- Korrektur des Konkordats (Häffelin): unklare Formulierungen






→ Infragestellung von Parität und Toleranz






→ Verzicht des Staates auf Kirchenhoheitsrechte;
- Bedürfnis zur raschen Beilegung wegen protestantischer Proteste

→ Erlass eines der Verfassung beigefügten Religionsediktes 

-  Entschärfung des  Konkordats

- Entgegenwirken kirchlicher Machtansprüche


- höherrangige Stellung des Religionsedikts vor dem Konkordat


- gleichzeitig Erlass eines Protestantenedikts zur Sicherung der Position der

  Protestanten
- Weitere Motive zur beschleunigten Verfassungsarbeit: 

- Staatsbankrott

- badischer Verfassungswettlauf 

- Einfluss der Verfassungsfreunde

3.2 Inhalt der Verfassung von 1818

- Gliederung in 10 Titel, 10 Edikte

Präambel:

- Erlass der Verfassung aus freiem Willen des Königs: Oktroy 

- Formulierung der Grundrechte (bereits seit 1799 verwirklicht)

- Gewissens- und Meinungsfreiheit

- Gleiches Recht aller Bürger zu allen Graden des Staatsdienstes

- Gleichheit vor dem Gesetz

- Gleichheit gegenüber der Wehrpflicht und Steuerpflicht

- Unparteilichkeit und Unaufhaltbarkeit der Rechtspflege

- Ordnung des Staatshaushalts 

- Schutz des Staatskredits

- Wiederherstellung der gemeindlichen Selbstverwaltung

- Ständeversammlung

- Gleichheit vor dem Gesetz

- Freiheit der Person

- Freiheit der Auswanderung

- Gewissens- und Pressefreiheit

- Schutz des Eigentums

 Titel I: Allgemeine Bestimmungen


- § 1: Bayern als souveräner monarchischer Staat


- §2: in zwei Kammern geteilte Ständeversammlung

-Titel II: Von dem Könige und der Thronfolge, dann der Reichs-Verwesung


- § 1: monarchisches Prinzip


- § 2: Nachfolge des Erstgeborenen

 Titel III: Von dem Staatsgute


- § 1: Unteilbarkeit des Staatsgut


- § 2: Unveräußerlichkeit des Staatsgut

Titel IV: Von allgemeinen Rechten und Pflichten 


- § 6: Aufhebung der Leibeigenschaft


- § 7: Ablösbarkeit von Fronen

- § 8: Gewährleistung der Sicherheit der Person, des Eigentums und der 

Rechte durch den Staat


- § 9: Gewissens- und Religionsfreiheit


- § 11: Freiheit der Presse und des Buchhandels


- § 12: gleiche Militärpflicht


- § 14: Auswanderungsrecht

Titel V: Von besondern Rechten und Vorzügen


- § 1: Verleihung der Kronämter als oberste Würden des Reiches auf

Lebenszeit oder erblich im Mannesstamm


- § 3: Sicherung der Vorrechte der Mediatisierten

- § 4: Sonderrechte des Adels: 

- ausschließliche Fähigkeit der Ausübung gutsherrlicher

  Gerichtsbarkeit

- Fähigkeit der Errichtung von Fidei-Kommissen auf Grundeigentum 

  zur Sicherung des Familienvermögens

- Gerichtsstand in bürgerlichen und strafrechtlichen Fällen

- Rechte der Siegelmäßigkeit

- Sonderrechte der Söhne bei Offizierslaufbahn

Titel VI: Von der Stände-Versammlung


- § 1: Zusammensetzung der Ständeversammlung:




- 1. Kammer: Reichsräte




- 2. Kammer: Abgeordnete


- § 2: Kammer der Reichsräte:



- volljährige Prinzen des kgl. Hauses

- oberste Kronbeamte

- beide Erzbischöfe

- Häupter der ehemals reichsständischen fürstlichen und gräflichen

  Familien

- ein vom König ernannter Bischof

- jeweiliger Präsident des Generalkonsistoriums

- vom Kg. erblich oder lebenslänglich zum Reichsrat Berufenen


- § 3: Zensuswahlrecht



- § 7 und §9: Kammer der Abgeordneten


- 1/8 adlige Gutsbesitzer (mit gutsherrlicher Gerichtsbarkeit)

- 1/8 katholische und protestantische Geistliche

- ¼ Vertreter der Städte und Märkte

- ½  Vertreter der übrigen Landeigentümer ohne gutsherrliche

  Gerichtsbarkeit

- je ein Vertreter der 3 Universitäten

- § 8: pro 7000 Familien ein Abgeordneter


- § 13 : Wahl der Abgeordneten alle 6 Jahre

Titel VII: Von dem Wirkungskreise der Ständeversammlung

- § 2: ohne Beirat der Stände keine Erlassung allgemeiner neuer Gesetze

         möglich bzw. Abänderung oder Aufhebung bereits bestehender Gesetze

- § 3: Zustimmungsrecht gilt nur bei Steuerbewilligung (Erhebung aller

          direkten, neuen indirekten Steuern sowie Veränderung der Steuern)

- § 6: direkte Steuern werden für Legislaturperiode (6 Jahre) bewilligt

- § 9: eig. Verfassungsbestimmung: Bewilligung der Steuern darf mit keiner

         Bedingung verknüpft werden – realitätsfern


- § 11: Staatsschuld steht unter Gewährleistung der Stände

- § 13: Tilgung alter, Aufnahme neuer Schulden ist Genehmigung der Kammer

unterworfen

- § 20: einzelner Abgeordneter kann in best. Rahmen Anträge an seine

Kammer stellen(Petitionsrecht)

- § 21: jeder Staatsbürger und jede öffentliche Körperschaft kann außerdem

nach vorheriger ministerieller Stellungnahme Beschwerden wegen Verletzung konstitutioneller Rechte an eine der beiden Kammern bringen (Beschwerderecht)


- § 22: Einberufung der Stände wenigstens alle 3 Jahre

Titel VIII: Von der Rechtspflege


- § 1: Gerichtsbarkeit geht vom König aus


- § 3: Unabhängigkeit der Gerichte innerhalb der Landesgrenzen


- § 7: gleiches Gesetzbuch für gesamtes Königreich gültig

Titel IX: Von der Militaire-Verfassung

 
- § 1: allgemeine Wehrpflicht

Titel X: Von der Gewähr der Verfassung

- § 1- § 3: König, volljährige Prinzen, Staatsbürger bei Ansässigmachung und

   
      bei allg.Landeshuldigung, Staatsdiener bei ihrer Anstellung,

      Mitglieder der Kammern: Schwur auf die Verfassung


- § 4: Verantwortlichkeit der Staatsminister und sämtlicher Staatsdiener 


- § 7: Verfassungsänderungen nur möglich durch Initiative des Königs und

Zustimmung der Stände

Edikte zur näheren Ausführung einzelner Bestimmungen

[Indigenat, Religion, Presse, Mediatisierte, Adel, gutsherrliche Gerichtsbarkeit, Familienfideikommisse (geschütztes Eigentum, dass nicht verpfändet werden kann), Siegelmäßigkeit, Staatsdiener, Ständeversammlung (Regelung des Wahlrechts)]

Anhang (Konkordat bzgl. der inneren kath. Kirchenangelegenheiten,

Edikt über die inneren kirchlichen Angelegenheiten der protestantischen

Gesamtgemeinde)

3.2.1 Monarchisches Prinzip
- vgl. Präambel: Erlass der Verfassung als Oktroy des Königs 

- Titel I: Bayern als souveräner monarchischer Staat 

- Titel II: Betonung der Stellung des Königs als Oberhaupt des Staates

(Vereinigung aller Rechte der Staatsgewalt, Heiligkeit und Unverletzlichkeit der Person
→ Gottesgnadentum)

- neben Funktion als Staatsoberhaupt und Repräsentationsfigur auch Verkörperung der

   Exekutiven

- Berufung der Minister durch den König

→ zwar Beschränkung des Monarchen durch die Verfassung jedoch auch gleichzeitig Sicherung der Vorrangstellung
3.2.2 Zweikammersystem
- 2 Kammern: - Kammer der Reichsräte (1. Kammer):




- Zusammensetzung (vgl. oben)

- konservatives Gegengewicht zur 2. Kammer

- Stütze der Regierung, Sicherung der Stellung des Monarchen

- Integration der mediatisierten Fürsten in den Staat



- Kammer der Abgeordneten (2. Kammer)

(vgl. engl. Modell)

- Aufgaben und Kompetenzen vgl. Titel VII

- meist Öffentlichkeit der Tagungen der Abgeordnetenkammer 

- geheime Sitzungen von Fachausschüssen 

  (Gesetzgebung bzgl. innerer Verwaltung, Steuern, Schuldentilgung,

    Verfassungsbeschwerden, Wünsche, Anträge
   →  Vorauswahl für Beratungen im Kollektiv)

3.2.3 Wahlrecht

- kein Ausschluss der Grundholden vom aktiven und passiven Wahlrecht
- aktives Wahlrecht: Männer ab 25 Jahren; 

   keine Wahlberechtigung für Frauen, Juden, Vorbestrafte
- komplexes Wahlrecht widerspricht Gleichheitsgrundsatz 

- ungleichmäßige Vertretung einzelner Gruppierungen

- passives Wahlrecht: Männer ab 30 Jahren

3.2.4 Vorrechte des Adels

- Vertretung in beiden Kammern

- vgl. Titel V
3.2.5 Gewähr der Verfassung

- absolutes Novum im Vergleich zu 1808: verfassungsmäßige Regelungen zur Gewähr der

  Verfassung 

- vgl. Titel X

3.3 Bedeutung der Verfassung

- Oktroy (im Gegensatz dazu: in Württemberg Verfassungsvertrag)

- Verpflichtung des Monarchen auf Erlangung des Staatszwecks;

  zwar Rettung des monarchischen Prinzips, aber der staatsrechtliche Streit um

  Fürsten- und Volkssouveränität bleibt in der Zeit des Konstitutionalismus

  unentschieden (Monarch weiterhin Träger aller Rechte)

- Verfassung wird nicht nur von Reform getragen, sondern von allen relevanten

  Kräften (Monarch, Beamte, Adel, Bürgertum) 

→ innere Dynamik

- Vorrechte des Adels in Bayern größer als in übrigen süddeutschen Staaten,

   dennoch Herausbildung einer neuen postfeudalen Führungsschicht

- Gleichstellung aller Untertanen vor dem Gesetz  und der Gleichmäßigkeit der

   Besteuerung

- erstmals hat Volksvertretung Anteil an Legislative

- keine Beteiligung der Kammern an Exekutive

- Erhalt der Souveränität Bayerns im Deutschen Bund

- Vereinigung der bayrischen Gebiete

- Fortschrittlichkeit und größere Freiheitlichkeit im Vergleich zu süddt. Verfassungen:

  Anerkennung in Gesamtdeutschland

- Verfassung  bewährt sich bis 1918

( Verfassungsurkunde als wichtiges Zeugnis seiner Zeit:

· Emanzipation des Bürgertums

· Schrittweise Entmachtung des Monarchen zugunsten des Volks

4. Ausblick: Bewährungsproben der Verfassung

- Prüfung der Standhaftigkeit bereits auf den ersten Landtagen

- Karlsbader Beschlüsse (Restauration: Demagogenverfolgung, Verbot der Burschenschaften,

   Überwachung der Universitäten, massive Einschränkung der Presse)

- Überlegungen König Max I. Joseph zur Unterordnung der Verfassung unter Bestimmungen

   des deutschen Bundes 
→ Verhinderung durch Kronprinz Ludwig

- Bruch König Ludwigs I. mit urspr. liberalen Ansichten
→ Unvereinbarkeit Regierungsauffassung Ludwigs mit Verfassungsbestimmungen,

   → keine Rücknahme der Verfassung sondern Abdankung
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